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Aus dem steirischen Landtag

In zwei Dringlichen Anfragen 
und sechs Anträgen thema-
tisierte die KPÖ am 1. Juli im 
Landtag die Wohnungspro-
blematik in der Steiermark. 
Es werden viel zu wenige neue 
Sozialwohnungen errichtet. 
Immer weniger Steirerinnen 
und Steirer bekommen Wohn-
beihilfe. Manchen droht der 
Verlust ihrer Wohnung.

Durch massive Kürzung der 
Wohnbeihilfe im Jahr 2011 

haben immer mehr Menschen 
Probleme, ihre Wohnung zu fi -
nanzieren. Viele Steirer wenden 
schon 50 bis 60 Prozent ihres 
Nettoeinkommens für Miete 
und Betriebskosten auf. Eine 
Erhöhung und Valorisierung 
der Wohnbeihilfe, wie sie die 
KPÖ fordert, ist dringend ge-
boten. 2013 stiegen die Mieten 
durchschnittlich um 3,6 %, auch 
die Instandhaltungs- (2,2 %) 
und Betriebskosten (1,7 %) sor-
gen für einen enormen Anstieg 
der Wohnkosten. Das ist EU-
weiter Spitzenwert. Langfristig 
ist die Wohnbeihilfe aber keine 
Lösung, weil sie überteuerten 
Wohnraum subventioniert. 
Die Lösung ist: mehr sozialer 
Wohnbau, mehr Gemeinde-
wohnungen! Nur das garantiert 
ein ausreichendes Angebot an 
leistbarem Wohnraum.

Wohnungskrise
Ein weiteres Problem sind 

die starken Erhöhungen der 
Darlehensrückzahlung nach 
dem Wohnbauförderungsge-
setz 1989 und der Novelle 1993 
(Annuitätenzuschüsse). Im-
mense Rückzahlungen, hoch 
verzinst, führen zur einer Erhö-
hung der Mieten, die in vielen 
Fällen mehrere hundert Euro 
betragen. Die KPÖ will, dass 
das Land wieder auf Darlehen 
umstellt. „Es ist nicht im Sin-
ne der Bevölkerung, wenn das 
Land Bank spielt und teure Kre-
dite vergibt“, betont Murgg.

Die KPÖ brachte im An-
schluss an die Anfragebeant-
wortungen, in denen Wohn-
baulandesrat Seitinger (ÖVP) 
die Befürchtungen der KPÖ 
teilweise bestätigte und Sozial-
landesrat LH-Stv. Schrittwieser 
(SPÖ) bemüht war, darauf hin-
zuweisen, dass er das Th ema 
Wohnen nicht aus den Augen 
verloren habe, im Rahmen der 
europäischen Austeritätspolitik 
aber keine Möglichkeiten habe, 
die auch auf von der SPÖ erho-
benen Forderungen umzuset-
zen, sechs Anträge ein: 
– Befreiung der Annuitätenzu-

schüsse von Verzinsung 
– Umstellung von Annuitäten-

zuschüssen auf Landesdarle-
hen

– kein Verkauf von Landesfor-
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Damit Sie draußen wissen, 
was drinnen vorgeht

 „Erhöhung der Wohnbeihilfe und Zweckbindung der Wohnbaumittel sind Gebot der Stunde“

Landtags-Infoblatt der KPÖ – Sitzungen: 3.6. und 1.7. 2014
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derungen
– Wiedereinführung 

der Zweckbindung 
der Wohnbaumittel

– Ausweitung und An-
hebung der Wohn-
beihilfe

– Sonderwohnbeihilfe 
für Härtefälle bei ex-
zessiven Mietsprün-
gen durch Landes-
darlehenstilgungen. 

Alle Vorschläge 
scheiterten an den 
Neinsagern von SPÖ 
und ÖVP, die die Vor-
schläge zuvor in ihren 
Wortmeldungen unter-
stützt haben. Die Erhö-
hung der Wohnbeihilfe 
wurde auch von der 
FPÖ abgelehnt.

SPÖ und ÖVP haben sich 
angesichts miserabler Wahler-
gebnisse entschlossen, weitere 
Kürzungspakete auf die Zeit 
nach der nächsten Landtags-
wahl zu verschieben. Nichts 
anderes bedeutet die Ankündi-
gung von LH Voves, es werde 
„keine neuen Einschnitte vor 
dem Wahljahr“ geben. 

LAbg. Klimt Weithaler: 
„SPÖ und ÖVP haben sich ihre 
eigene Realität erschaff en. Sie 
schließen Schulen, verkaufen 
Krankenhäuser und Pfl ege-
heime, kürzen überall, wo so-
zial Schwache und Menschen 

Voves kündigt schon JETZT Einschnitte für 2016 an
Klimt-Weithaler (KPÖ): 

„Budgetschwindel auf Kosten der steirischen Bevölkerung“
mit Behinderung betroff en 
sind. Sie belasten die Familien. 
Trotzdem hinterlassen sie der 
Steiermark einen Schuldenre-
kord. Die Budgetkonsolidie-
rung beruht auf einem riesigen 
Budget schwindel, so wird z.B. 
die KAGes-Immobilienanleihe 
im Umfang von 1,2 Milliarden 
Euro einfach ausgeklammert.“

Und weiter: „Am Ende der 
Ära Voves-Schützenhöfer wird 
eine tief gespaltene Steiermark 
mit stark ausgedünnten Regi-
onen und spürbar gesunkener 
Kaufkraft stehen“, so die KPÖ-
Abgeordnete.

 Wohnungsstadträtin Elke Kahr  
und die Landtagsabgeordneten 

Werner Murgg und Claudia Klimt-
Weithaler (v.l.n.r.) setzten sich für 

erschwinglichen Wohnraum ein.
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Bis zum ersten Kürzungs-
budget der „Reformpart-

nerschaft“ im Jahr 
2011 zahlte das Land 
Steiermark direkt 
eine Pendlerbeihil-
fe aus. Diese wurde 
zur Gänze vom Land 
finanziert. Die KPÖ 
setzt sich seither für 
die Wiedereinführung 
ein. In der Sitzung 
des Sozialausschusses 
wurde ein entspre-
chender KPÖ-Antrag 
erneut auf die lange Bank ge-
schoben, so Klubobfrau Claudia 
Klimt-Weithaler.

2011 wurden die Leistungen 
teilweise von der AK übernom-
men. Das bedeutet, dass sich 
die Pendlerinnen und Pendler 
die Beihilfe aus ihren Beiträ-

Pendlerbeihilfe: Zukunft ungewiss

Eine Neuaufteilung der 
Rundfunkabgabe setzt hei-

mische Bildungseinrichtun-
gen unter Druck. Der schwach 
dotierte Topf für heimische 
Museen und Sammlungen 
und Kultureinrichtungen wird 
weiter ausgeräumt, die Mittel 
fließen künftig in „Allgemeine 
Widmung“, aus dem unter an-
derem „Öffentlichkeitsarbeit“ 
finanziert wird. Das beantragte 
die SPÖ.

KPÖ-Klubobfrau Claudia 
Klimt-Weithaler lehnt diese 
Vorgangsweise ab und erinnert 
daran, unter welch schwierigen 
Bedingungen steirische Mu-
seen und Sammlungen schon 
jetzt arbeiten müssen. Ein-
richtungen wie das Freilicht-
museum in Stübing oder das 
österreichische Kabarettarchiv 

KPÖ warnt: Land will heimische Museen abräumen

wären beinahe der verfehlten 
Kulturpolitik zum Opfer gefal-
len, wenn sich nicht breiter Wi-
derstand geregt hätte.

Nach der derzeit geltenden 
Zweckwidmung bei der seiner-
zeit „Kulturschilling“ genann-
ten Abgabe sind 26% der Er-
träge für Bau- und Instandhal-
tungsmaßnahmen im Bereich 
von Museen und Kulturein-
richtungen zu verwenden. Die-
ser Anteil soll nun im Rahmen 
einer von der SPÖ beantragten 
Novellierung des Steiermärki-
schen Rundfunkabgabegesetzes 
auf 15 % sinken.

Zwar verbleibt der restliche 
Betrag weiterhin im Bereich 
der Sport- und Kulturförde-
rung, jedoch kann der Großteil 
des bisher für die Erhaltung 
der Museen zweckgewidmeten 
Geldes für völlig andere Zwecke 
verwendet werden – unter an-
derem für als „Öffentlichkeits-
arbeit“ deklarierte Selbstdar-
stellung und Eigenwerbung der 
„Reformpartner“.

Klimt-Weithaler: „Die bis-
herige Aufteilung dient der Si-
cherung der heimischen Muse-
en. Durch die Novelle werden 
viele heimische Institutionen 
früher oder später Probleme 
bekommen. Sie dient nur dazu, 
einigen Regierungsmitgliedern 
mehr Geld zur Selbstinszenie-
rung zur Verfügung zu stellen.“

60.000 bis 80.000 direkt 
oder indirekt von der Spiel-
sucht Betroffene gibt es nach 
offiziellen Zahlen des Landes 
in der Steiermark. In fast allen 
Fällen steht die Spielsucht in 
Zusammenhang mit Spielauto-
maten. Trotzdem haben SPÖ, 
ÖVP und FPÖ am 1. Juli ein 
neues steirisches Glücksspiel-
gesetz beschlossen, das Tau-
senden den Ruin, den Glücks-
spielkonzernen aber maximale 
Profite bringen wird.

Die KPÖ kämpft seit Jahren 
für einen Ausstieg des Landes 
aus dem „Kleinen Glücksspiel“, 
das unzählige Existenzen ru-
iniert hat. Leidtragende sind 
nicht nur die Spielsüchtigen, 
sondern auch ihre Angehöri-
gen. Steiermarkweit wird es ab 
dem Jahr 2016 Zulassungen für 
knapp über 1000 Automaten 
in Mini-Casinos geben. Drei 
Lizenzen werden dafür für 12 
Jahre an Glücksspielkonzerne 
vergeben.

Trotz aller Einwände und 
Warnungen hat der Steiermär-
kische Landtag beschlossen, 
dass es künftig legal möglich 
sein wird, bei Einsätzen von 10 

SPÖ beantragt, Kulturtopf umzuschichten:  
Weniger Geld für Museen, mehr Geld für  

Selbstdarstellung der Regierung

gen selbst finanzieren müssen. 
Kleinverdiener profitierten 

von dieser Beihilfe, 
da sie anders als das 
Pendlerpauschale des 
Bundes eine Direkt-
zahlung war.

Die derzeitige 
Form der Beihilfe ist 
unzureichend. Den 
Höchstbetrag von 
389 Euro bekommt 
nur, wer monatlich 
(14 Monatsgehälter) 
weniger als 870 Euro 

brutto verdient und eine Weg-
strecke (Hin- und Retourweg) 
von mehr als 150 km zurück-
legt. Diese Kriterien werden 
äußerst selten erfüllt. 70 % der 
Beihilfen werden an Frauen 
ausbezahlt. Im letzten Jahr wur-
den insgesamt 1.123.000 Euro 

an 9.711 Personen ausbezahlt. 
Daraus ergibt sich ein durch-
schnittlicher Förderbetrag von 
116 Euro pro Jahr.

Klimt-Weithaler: „Die Bei-
hilfe des Landes war für Pend-
lerinnen und Pendler eine 
wichtige Unterstützung, die 
dem Kürzungsstift von Voves 
und Schützenhöfer zum Opfer 
gefallen ist. Die Zukunft der 
von der AK abgewickelten Er-
satzleistung ist unklar. Die KPÖ 
wird weiter darauf drängen, die 
Beihilfe abzusichern und wie-
der zu einer Leistung des Lan-
des zu machen.“

Glücksspiel: Ein schwarzer Tag für 
die Steiermark

Klimt-Weithaler (KPÖ) warnte im Landtag vor 
gesellschaftlichen Folgen – „Kapitulation vor 

Glücksspielkonzernen“

Euro pro Spiel (bisher 50 Cent) 
und einem Höchstgewinn von 
10.000 Euro (bisher 20 Euro) 
und einer vorgeschriebenen 
Pause zwischen Spielen von ei-
ner Sekunde in 24 Stunden bis 
zu 828.000 Euro zu verlieren. 
Der bundesgesetzliche Rahmen 
wird damit voll ausgeschöpft.

KPÖ-Klubobfrau Claudia 
Klimt-Weithaler: „Was in die-
sem Gesetz steht, hat nichts 
mehr mit ‚Kleinem Glücksspiel‘ 
zu tun. Die gesellschaftlichen 
Folgen sind unabsehbar, die 
Spielsucht hat schon jetzt fata-
le Auswirkungen auf tausende 
steirische Familien. Die Politik 
hat total versagt: Statt die Be-
troffenen zu schützen, haben 
sich die Regierungsparteien 
ein Gesetz diktieren lassen, 
das einer Kapitulation vor den 
Glücksspielkonzernen gleich-
kommt.“

Ein Novum waren auch 
das Lob und der Applaus von 
SP-Abg. Max Lercher für FPÖ-
Klubobmann Amesbauer, den 
Lercher eine „konstruktive 
Kraft“ nannte, weil die FPÖ bei 
der Packelei mit der Automa-
tenindustrie mitmacht.

Rekordarbeitslosigkeit
Das steirische AMS meldet 

einen langjährigen Höchstwert 
bei der Arbeitslosigkeit im Mai 
und einen Zuwachs von bei-
nahe 7000 Arbeitslosen in nur 
zwei Jahren.

Dazu zählen nicht nur Be-
triebsverlagerungen wie Wolls-
dorf-Leder. KPÖ-Klubobfrau 
Claudia Klimt-Weithaler warnt 
davor, dass das als „Arbeits-
marktmaßnahme“ getarnte 
Kürzungspaket im Behinder-
tenbereich zahlreiche Betroffe-
ne direkt in die Arbeitslosigkeit 
schicken würde.

Obfrau des KPÖ-
Landtagsklubs: Clau-
dia Klimt-Weithaler
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Jahrelang sorgte der Regress, 
den es in dieser Form nur in 

der Steiermark gab, für großen 
Unmut in der Bevölkerung. 
Durch beharrlichen Protest 
und unermüdliche Überzeu-
gungsarbeit innerhalb und au-
ßerhalb des Landtags lenkte 
die Landesregierung schließlich 
ein. Nun beschloss der Landtag 
die lange überfällige Abschaf-
fung der Rückersatzpflicht bei 
Pflege und Mindestsicherung 
ab 1. Juli 2014.

KPÖ-LAbg. Werner Murgg 
rechnete LR Drexler im Land-
tag an, dass dieser den Regress 
tatsächlich zurücknimmt und 
gleichzeitig weitere Forderun-
gen der KPÖ in das neue Ge-
setz einfließen lässt. So darf der 
Landesrechnungshof künftig 
alle Einrichtungen überprüfen, 
die vom Land Steiermark För-
derungen beziehen.

Landtag schafft Regress ab – KPÖ-Forderungen durchgesetzt
KPÖ-LAbg. Murgg: Rechnungshof kann geförderte Heime künftig prüfen

140 Arbeitsplätze 
werden bei Wollsdorf 
Leder in Weiz vernich-
tet. Nicht, weil die Fir-
ma keine Abnehmer 
für ihre Produkte mehr 
hat, sondern weil sie in 
Kroatien billiger produ-
zieren kann. Auf Antrag 
der KPÖ hielt der steiri-
sche Landtag am 3. Juni 
eine Aktuelle Stunde zu 
diesem Thema ab.

KPÖ-LAbg. Werner 
Murgg zeigte in seiner 
Stellungnahme auf, dass 
das Unternehmen in 
den vergangenen Jahren einer-
seits Wirtschaftsförderungen 
erhalten, andererseits viel Geld 
an seine Eigentümer ausge-
schüttet hat. Sobald die Garan-
tien abgelaufen waren, an die 
die Förderungen geknüpft wa-
ren, wurden hunderte Arbeits-
plätze nach Kroatien verlegt.

Werner Murgg: „Die öffent-
liche Hand zahlt, die Eigentü-
mer kassieren die Gewinne, die 
Beschäftigten schauen durch 
die Finger. Dieser Vorgang ist 
kein Einzelfall, das hat in der 

„Förderung vergeben, ohne auf 
Nachhaltigkeit zu schauen“

LAbg. Murgg (KPÖ) bei Aktueller Stunde zu  
Kündigungen bei Wollsdorf Leder

Steiermark System, 
wenn man die Praxis 
der Wirtschaftsför-
derung betrachtet. 
Diese Förderungen 
haben keine Nach-
haltigkeit.“

Das Unterneh-
men hat in den ver-
gangenen Jahren 15 
Mio. Euro für die 
Sanierung der De-
ponie in Weiz kas-
siert. Gleichzeitig 
wurden in diesem 
Zeitraum 4 Mio. 
Euro Gewinn an 

die Eigentümer ausgeschüttet. 
Der Bilanzgewinn betrug im 
2011 3,8 Mio. Euro, 2012 4,5 
Mio. Euro und 2013 3,5 Mio. 
Euro. „Trotzdem fällt Landesrat 
Buchmann nichts anderes ein, 
als eine Kostensenkung für die 
Unternehmen zu fordern. Na-
türlich würde die zu Lasten der 
Beschäftigten gehen. Würde die 
Logik der angeblich zu hohen 
Lohnnebenkosten stimmen, 
gäbe es in der Schweiz und in 
Norwegen keinen einzigen Ar-
beitsplatz mehr“, so Murgg.

PROTEST WIRKT. Das von der KPÖ hartnäckig verfolgte Ziel, den 
Regress abzuschaffen, zeigte Wirkung: Die Landesregierung sah 
sich gezwungen, den Regress mit 1. Juli 2014 abzuschaffen.

Über 20.000 Steirerinnen 
und Steirer haben im Vorjahr 
die Petition der KPÖ für eine 
Abschaffung des Regresses un-
terschrieben. Diese Petition 
bezog sich nicht nur auf den 
Pflege-, sondern auch auf den 
Mindestsicherungsregress . 
Dass Letzterer nun auch abge-
schafft wird, ist erfreulich, da 
Menschen in schwierigen Le-
benslagen künftig nicht fürch-
ten müssen, durch Inanspruch-
nahme einer Unterstützung die 
eigene Familie zu belasten.

Die KPÖ drängt darauf, 
dass die zukünftige Pflegefinan-
zierung durch Umsetzung der 
Anregungen des Rechnungs-
hofs – u.a. durch einen Ausstieg 
aus gewinnorientierten priva-
ten Pflegeheimen – gesichert 
wird und nicht durch politische 
Verzweiflungstaten wie Priva-
tisierungen oder weitere Kür-

zungspakete im Sozial- oder 
Bildungsbereich.

„Wir müssen vom System 
der gewinnorientierten Heime 
wegkommen. Dann ist auch 
eine steuerfinanzierte Lösung 

möglich. Eine Pflegeversiche-
rung würde letztlich dazu die-
nen, die Profite von auf die 
Pflege spezialisierten Firmen zu 
subventionieren“, so Murgg.

KPÖ-LAbg. Werner 
Murgg, Vorsitzender 
des Kontrollaus-
schusses

Ein ungewöhnlicher Vorgang 
beschäftigt seit Juni den 

steirischen Landtag. Eine Ko-
alition aus SPÖ und FPÖ ver-
suchte im Ausschuss für Raum-
ordnungsfragen überfallsartig 
eine Gesetzesänderung durch-
zusetzen. Diese hätte Einkaufs-
zentren, die nach der heutigen 
Gesetzeslage schon eine zu gro-
ße Verkaufsfläche haben, einen 
weiteren Ausbau ermöglicht. 
Über das Vorhaben wurde vor-
her nicht informiert.

Offenbar hat die Lobby der 
Einkaufszentren damit gerech-
net, dass der Landtag ihren 
Wunsch erfüllt, denn in Sei-
ersberg wurde schon auf einer 
Plakatfläche mit einer Vergrö-
ßerung geworben. Von einer 
weiteren Vergrößerung der Ein-
kaufszentren raten Expertinnen 
und Experten aber dringend ab. 
Die Einkaufszentren sind längst 
überdimensioniert, verursa-
chen große Verkehrs- und Um-
weltprobleme und saugen die 
Kaufkraft aus den Ortszentren 
ab, die dadurch aussterben und 
unattraktiv werden.

Die KPÖ wird in diesem 

Raumordnung: Seltsame Vorgänge 
rund um Einkaufszentren

Ausschuss von LAbg. Werner 
Murgg vertreten. Murgg stell-
te sich gegen den Antrag, der 
schließlich nicht angenommen 
wurde: „Offenbar haben die 
Einkaufszentren Lobbying be-
trieben und sind bei FPÖ und 
SPÖ auf offene Ohren gestoßen. 
Das ist äußerst bedenklich.“

Bis heute ist unklar geblie-
ben, wer die Gesetzesänderung 
betrieben hat und wie sie in den 
Ausschuss kommen konnte. 
Vorsitzender des Ausschusses 
ist der SPÖ-Abgeordnete und 
Knittelfelder Bürgermeister 
Gerald Schmid. Dieser recht-
fertigte sich damit, dass „man“ 
an ihn herangetreten sei, weil es 
sich um eine wichtige Angele-
genheit handle. Wer „man“ ist, 
wollte Schmid nicht verraten. 
Die Kleine Zeitung wies in ei-
nem Artikel am 27. Juni darauf 
hin, dass der FPÖ-Vertreter 
im Ausschuss, LAbg. Gerald 
Deutschmann, mit seiner Firma 
mehrere Bauprojekte in Seiers-
berg umgesetzt hat. Deutsch-
mann hat sich vehement für die 
Gesetzesänderung eingesetzt.



Wem gehört der Müll?

Abfallwirtschaft: Land geht vor Wirtschaftslobby in die Knie

In der Fragestunde der Land-
tagsitzung am 1. Juli konfron-

tierte KPÖ-Klubobfrau Claudia 
Klimt-Weithaler Verkehrslan-
desrat Kurzmann (FP) mit den 
massiven Preiserhöhungen der 
im Verkehrsver-
bund zusam-
mengeschlosse-
nen steirischen 
Verkehrsunter-
nehmen.

Am 1. Juli 
wurden die 
ÖV-Tarife in 
der Steiermark 
erneut um 5 Prozent angeho-
ben. Damit erfolgt zum wie-
derholten Male eine Teuerung, 
die weit über der Inflations-
rate liegt. Erst am 1. Juli 2013 
wurden die ÖV-Tarife in der 
Steiermark um fünf Prozent er-
höht. Somit wurden die Preise 
in nur zwei Jahren um über 10 
Prozent angehoben. Die Steire-
rinnen und Steirer müssen also 
einen immer höheren Teil ihres 
Einkommens ausgeben, um öf-
fentliche Verkehrsmittel nützen 
zu können.

Grundlage für diese exorbi-
tanten Tariferhöhungen ist eine 

„Öffentlicher Verkehr gehört 
in öffentliche Hand!“

Über 10 % Teuerung in zwei Jahren

Seit Jahren versuchen 
große private Mül-

lentsorger, Zugriff auf 
den von den Kommunen 
gesammelten Müll zu 
bekommen. Verwertbare 
Stoffe sollen aussortiert 
und zu Geld gemacht 
werden, bevor die Ge-
meinden den Müll abho-

len und selber nutzbrin-
gend verwerten.

Die KPÖ hat im Landtag 
einen Vorschlag zu einer 

Novelle des Abfallwirtschafts-
gesetzes vorgelegt, in der klar 
geregelt werden soll, dass der 
Müll im Eigentum der öffent-
lichen Entsorger verbleibt, so-
bald er in der Tonne landet. 

Diese Idee wurde erfreulicher-
weise in einen Entwurf der 
Novelle eingearbeitet. Fast alle 
Stellungnahmen (Stadt Graz, 
Städtebund, Abt. 7 Land Steier-
mark, Dachverband der steiri-
schen Abfallwirtschaftsverbän-
de) beurteilten das positiv.

Lediglich die Firma Sauber-
macher und in deren Schlepp-
tau die Wirtschaftskammer 
und der Verband der privaten 
Entsorgungsbetriebe protes-
tierten, worauf die-
ser Vorschlag von 
SPÖ, ÖVP und FPÖ 
umgehend wieder 
aus der Novelle ge-
strichen wurde.

K P Ö - L A b g . 
Werner Murgg, der 
diese Novelle an-
geregt hat: „Dieses 
Beispiel zeigt wieder 
einmal auf traurige 
Weise, wer in Ös-
terreich tatsächlich 
das Sagen hat. Der 

Wunsch der Firma Sauberma-
cher ist den Regierungspartei-
en Befehl, da hat öffentliches 
Interesse zurückzustehen. Die 
öffentliche hand muss in die-
sem sensiblen Bereich das Sa-
gen haben. Traurig, dass dabei 
auch die SPÖ mitmacht, die 
ursprünglich unseren Antrag in 
den Entwurf einfließen ließ.“

Auf lange Sicht wird die 
Neuregelung im Interesse pri-
vater Müllverwerter die Entsor-

gung des Haus-
mülls für private 
Haushalte ver-
teuern. Wenn 
sich private Fir-
men die Rosinen 
aus dem Kuchen 
picken, wird die 
Öffentlichkeit 
wieder einmal 
auf den Kosten 
sitzen bleiben, 
während Priva-
te die Gewinne 
kassieren.

Am 1. Juli hat der Steiermär-
kische Landtag mit den Stim-
men von SPÖ und ÖVP die 
unsoziale Novelle des Steiri-
schen Behindertengesetzes 
beschlossen, gegen die sich 
in den vergangenen Monaten 
breiter Widerstand formiert 
hat.

SPÖ-LAbg. Zenz, Vorsit-
zender des Sozialausschusses, 
sprach davon, dass das neue 
Gesetz „klare Zuständigkei-
ten“ bringe. Gemeint ist damit, 
dass das Land seine bisherigen 
Zuständigkeiten per Gesetz ab-
schafft, obwohl niemand da ist, 
der die Verantwortung in Zu-
kunft übernimmt. Unter dem 
Titel „Teilhabe an der Arbeits-
welt“ geschieht mit diesem Ge-
setz das genaue Gegenteil: Vie-
le Menschen mit Behinderung, 
die jetzt eine Beschäftigung ha-
ben, werden durch den Wegfall 
des Lohnkostenzuschusses ih-
ren Arbeitsplatz verlieren und 
zu Sozialfällen werden.

KPÖ-Klubobfrau Claudia 
Klimt-Weithaler: „Mit dem 
Lohnkostenzuschuss wird ei-
nes der wirksamsten Instru-
mente abgeschafft, das Men-

Behindertengesetz: 
Noch ein Schritt zurück

schen mit Behinderung bisher 
geholfen hat, Beschäftigung zu 
finden. Viele werden auf der 
Strecke bleiben, niemand wird 
sie auffangen.“ Das gibt auch 
das Büro von Soziallandesrat 
Schrittwieser zu. Das Bun-
dessozialamt spricht von zwei 
Dritteln der bisherigen Bezie-
herinnen und Bezieher dieser 
Leistung. Die SPÖ gab sogar 
zu, keine Zahlen zur Wirksam-
keit des Zuschusses erhoben zu 
haben. Zynisch ist die Berufung 
der SPÖ auf einen Rechnungs-
hofbericht – darin werden die 
nun erfolgten Streichungen 
nämlich gar nicht gefordert.

„Die BHG-Novelle besteht 
fast ausschließlich aus Strei-
chungen bisher garantierter 
Leistungen für Menschen mit 
Behinderung. Vor nicht allzu 
langer Zeit war die Steiermark 
in diesem Bereich führend, jetzt 
erfolgt unter der selbst ernann-
ten Reformpartnerschaft ein 
weiterer Schritt zurück. Anstatt 
sich der sozialpolitischen Ver-
antwortung zu stellen, begnügt 
sich die SPÖ damit, die Ver-
schlechterungen schönzure-
den“, so Klimt-Weithaler.

Vereinbarung aller im Verbund 
vereinten Unternehmen, jähr-
lich Preiserhöhungen bis zum 
1,75-Fachen des Verbraucher-
preisindexes durchzuführen. 
Dass es anders geht, zeigt das 

Vorbild Linz. Dort 
wurde die Jahres-
karte zuletzt um € 
100,- billiger und 
kostet seit dem Jahr 
2013 nur € 285,-. 
Wien und Salzburg 
arbeiten gerade an 
Jahreskarten um 
365 bzw. 366 Euro. 

In Graz kostet sie ab heute 399 
Euro.

FP-Verkehrslandesrat Kurz-
mann lehnte eine Verbilligung 
der Fahrpreise ab. Klimt-Weit-
haler: „Diese völlig entgleis-
te Tarifpolitik muss endlich 
gestoppt werden. Das ist nur 
möglich, wenn der Steirische 
Verkehrsverbund wieder un-
ter öffentliche Kontrolle ge-
bracht wird.“ – auch Verbund-
Geschäftsführer Alfred Hensle 
betonte in der Kleinen Zeitung 
vom 29. Mai 2014: „Preise und 
Angebot gehören in öffentliche 
Hände“.


